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Am 31. Dezember 2012 endete die Laufzeit 

der ersten Verpfl ichtungsphase des Kyoto-

Protokolls – des bisher einzigen globalen 

Klima schutzvertrages. Der Weltklimavertrag 

ist erst ab dem Jahr 2020 geplant. Um Klima-

schutz lücken bis dahin zu vermeiden, berieten 

die Staaten der Welt auf der UN-Klimakonfe-

renz 2012 in Doha im Emirat Katar über die in 

Anbetracht des drohenden Klimawandels er-

forderlichen CO
2
-Reduktionsziele sowie über 

die Dauer des zur Überbrückung geplanten 

Kyoto-II-Protokolls.

Um den Verpfl ichtungen zur Reduktion von 

Treibhausgas (THG)-Emissionen in Deutsch-

land nachzukommen, wurden in der Vergan-

genheit auch abfallwirtschaftliche Aktivitäten 

immer stärker an Ressourcen- und Klima-

schutz zielen ausgerichtet. Ein wichtiger 

Schritt hierfür war das seit 2005 bestehende 

Ablagerungs verbot unbehandelter Siedlungs-

abfälle zur Vermeidung deponiebedingter 

Methanemis sionen (CH
4
). Allein durch die 

hiermit reduzier ten Deponiegasemissionen 

konnte gegenüber 1990 eine Minderung der 

jährlichen THG-Emis sionen in Baden-Württem-

berg um rund 4 Mill. Tonnen (t) CO
2
-Äquiva-

lente erreicht werden. Hinzu kommen die 

durch Abfallbehandlungs- und Verwertungs-

maßnahmen indirekt vermiedenen Emissionen.

Klimaschutzpotenziale der Abfallwirtschaft

Mit dem im Jahr 2002 unterzeichneten Kyoto-
Protokoll haben sich die Europäische Union 
und ihre Mitgliedstaaten dazu verpfl ichtet, die 
THG-Emissionen im Durchschnitt der Jahre 
2008 bis 2012 um 8 % gemessen am Referenz-
jahr 1990 zu senken. Im Rahmen der europä-
ischen Lastenteilung hat Deutschland eine 
Emissionsminderung um 21 % übernommen. 
Bereits 2011 konnte gegenüber dem Referenz-
jahr eine THG-Minderung von rund 26,5 % 
reali siert werden.1 Damit befi ndet sich Deutsch-
land klar im Zielkorridor. Bis zum Jahr 2020 
verfolgt Deutschland das ambitionierte Ziel, 
eine Reduktion um 40 % zu erreichen. Um dies 
zu realisieren, leistet die Abfallwirtschaft einen 
erheblichen Beitrag. Durch die fortschreitende 
stoffl iche und thermische Verwertung von 

Siedlungsabfällen werden THG-Emissionen 
sowohl direkt als auch indirekt in beträcht-
lichem Umfang vermieden. Die durch ther-
mische Verwertung und Behandlung von 
Siedlungsabfällen gewonnenen Strom- und 
Wärmemengen, das stoffl iche Recycling von 
Wertstoffen sowie die biologische Verwertung 
der getrennt erfassten Bio- und Grünabfälle 
sind mit einem enormen CO2-Minderungs-
potenzial verbunden. 

Mit dem am 1. Juni 2012 in Kraft getretenen 
neuen Kreislaufwirtschaftsgesetz sollen die in 
der Abfallwirtschaft Verantwortlichen noch 
stärker in die Pfl icht genommen werden, ihre 
Aktivitäten an ressourcen- und klimaschonen-
den Vorgaben auszurichten. Hiermit sollen 
weitere Potenziale für den indirekten Klima-
schutz durch eine optimierte Abfallbewirt-
schaf tung ausgeschöpft werden. Im Fokus 
steht vor allem die Stärkung des stoffl ichen 
Recyclings und die möglichst effi ziente ener-
getische Nutzung nicht stoffl ich verwerteter 
Abfälle. 

Der folgende Beitrag befasst sich mit der 
Frage, inwieweit abfallwirtschaftliche Maß-
nahmen zum Klimaschutz im Land bislang 
wirksam waren. Insbesondere sollen die durch 
stoffl iche und thermische Verwertung von 
Siedlungs- und anderen biogenen Abfällen in-
direkt vermiedenen THG-Emissionen quantifi -
ziert werden. 

Siedlungsabfälle zu 28 % thermisch 

behandelt

Das gesamte Aufkommen an Abfällen in Ba-
den-Württemberg lag im Jahr 2011 bei rund 
40,6 Mill. t. Davon entfi el der weitaus größte 
Teil auf Bau- und Abbruchabfälle (rund 31 Mill. t), 
wovon rund 86 % einer Verwertung zugeführt 
wurden. Die Entsorgung der Bau- und Ab-
bruch abfälle und die dabei erzielten Effekte 
der Ressourcenschonung werden im Folgen-
den nicht weiter betrachtet.2

Mit einem Aufkommen von knapp 5,9 Mill. t 
machten die Siedlungsabfälle 2011 rund 14 % 
des Gesamtabfallaufkommens aus. Hiervon 

Klimaschutzeffekte durch abfallwirtschaftliche 

Maßnahmen im Land
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3 IFEU, Öko-Institut (2010): 
Klimaschutzpotenziale 
der Abfallwirtschaft – 
Am Beispiel von Sied-
lungsabfällen und Alt-
holz. Im Auftrag von 
UBA und BMU, Darm-
stadt/Heidelberg/Berlin.

wurden rund 4,2 Mill. t oder knapp 72 % 
einem Verwertungsverfahren zugeführt. Der 
größte Teil davon (rund 3,7 Mill. t) wurde 
stoffl ich und ein kleinerer Teil (rund 500 Tsd. t) 
energetisch in Form der Energiegewinnung in 
Feuerungsanlagen und Biomasseheizkraftwer-
ken verwertet. Die knapp 1,7 Mill. t (28 %) der 
Siedlungsabfälle, die einem Beseitigungsver-
fahren zugeführt wurden, gelangten nahezu 
vollständig zur thermischen Behandlung in 
Hausmüllverbrennungsanlagen (MVA) gleich-
falls unter Nutzung des Wärmegehalts für die 
Strom- und Wärmegewinnung. 

In die folgenden Darstellungen über erzielte 
Klimaschutzeffekte mit einbezogen werden 
außer den Siedlungsabfällen auch weitest-
gehend aus Biomasse bestehende Teilmengen 
der Abfälle aus Produktion und Gewerbe sowie 
Klärschlämme aus der Abwasser reinigung. Im 
Jahr 2011 wurden insgesamt knapp 3,5 Mill. t 
dieser Abfälle für die Gewinnung von Strom 
und Wärme in Hausmüllverbrennungsanlagen, 
Biomassekraftwerken und anderen Feuerungs-
anlagen (einschließlich Klärschlammverbren-
nungsanlagen) eingesetzt.

Recycling von Wertstoffen spart Primär-

rohstoffe und mindert CO
2
-Emissionen

Das Recycling von getrennt erfassten Wert-
stoffen aus Haushalten reduziert die Inan-

spruchnahme von Primärrohstoffen deutlich 
und leistet darüber hinaus auch einen wert-
vollen Klimaschutzbeitrag durch die Vermei-
dung fossiler CO2-Emissionen. In Baden-
Württemberg wurden 2011 insgesamt knapp 
1,4 Mill. t an Wertstoffen als Sekundärroh-
stoffe in den Stoffkreislauf zurückgeführt. 
Daraus errechnet sich eine indirekte Einspa-
rung von rund 1 Mill. t CO2-Äquivalenten 
(Schaubild 1). Wertstoffe aus Haushalten 
werden in regional unterschiedlichen Sam-
melsystemen erfasst und setzen sich aus den 
Fraktionen Altpapier (PPK), Altglas, gemischte 
Verpackungen, Kunststoffe, getrennt erfasste 
Metalle und zurückgewonnene Metalle aus 
der Müllverbrennung und der mechanisch-
biolo gischen Behandlung zusammen. Die 
Vermei dungspotenziale differieren bei den 
einzel nen Stoffgruppen erheblich. Für die 
Berech nung der indirekt resultierenden Ener-
gieeinsparung und damit verbundenen Ver-
meidung von THG-Emissionen wurden Fak-
toren gemäß einer gemeinsamen Studie3 
von Ifeu GmbH und Öko-Institut e.V. zugrunde 
gelegt.

Das baden-württembergische Aufkommen an 
Wertstoffen aus Haushalten lag mit 165 kg je 
Einwohner vor der Sortierung bereits 2011 auf 
hohem Niveau (Bundesdurchschnitt 2010: 
143 kg). Für eine weitere Steigerung und um 
die im Kreislaufwirtschaftsgesetz festgelegte 
Recyclingquote für Siedlungsabfälle in Höhe 

Minderung der THG-Emissionen in Baden-Württemberg 2011 durch stoffliche 
Verwertung von SiedlungsabfällenS1
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4 Der Anteil der aus ener-
getischer Abfallnutzung 
erzeugten Energie am 
gesamtdeutschen Strom-
bedarf liegt derzeit bei 
etwa 3 %. Prof. Dr.-Ing. 
Faulstich, Martin: Vor-
trag auf der Fachtagung 
„Die kommunale Abfall-
wirtschaft in der Energie-
wende – Thesen“ vom 
4. – 5. Juli 2012 in Ulm.

von 65 % zu erreichen, soll die gemischte 
Wertstofftonne eingeführt werden, in der so-
wohl Verpackungen als auch stoffgleiche 
Nicht-Verpackungen erfasst werden. Durch 
diese und andere Maßnahmen kann die Ab-
fallwirtschaft zusätzliche Effekte der Vermei-
dung von CO2-Emissionen bewirken.

Beitrag der Abfallwirtschaft zur 

Energiewende

Durch die energetische Nutzung von Abfällen 
in Hausmüllverbrennungsanlagen, Biomasse-
heizkraftwerken und Deponiegas verwer tungs-
anlagen trägt die Abfallwirtschaft in erheb-
lichen Umfang auch zur Energiewende bei.4 

Durch die Strom- und Wärmemengen aus der 
energetischen Nutzung von Siedlungsabfällen 
und anderen biogenen Abfällen werden fos-
sile Brennstoffe substituiert und damit ein 
wichti ger Beitrag zur Minderung von CO2-
Emissionen erreicht.

Die Bilanzierung der durch energetische Ver-
wertung von Siedlungs- und anderen bio-
genen Abfällen (einschließlich Klärschlämme) 
ent stehenden und vermiedenen THG-Emissi-
onen erfolgt getrennt für die verschiedenen 
aktuell genutzten Verwertungskategorien.

Bio- und Grünabfälle im Land überwiegend 

kompostiert

Das Aufkommen an getrennt erfassten Bio- 
und Grünabfällen ist von 1990 (rund 320 Tsd. t) 
bis zum Jahr 2000 (knapp 1,4 Mill. t) stark 

ange stiegen und unterliegt seither jährlichen 
Schwankungen um das Mittel von rund 
1,3 Mill. t. Im Jahr 2011 belief sich die Menge 
auf knapp 1,4 Mill. t und blieb damit nahezu 
auf Vorjahresniveau. Davon entfi elen rund 
447 Tsd. t auf sepa rat erfasste Bioabfälle und 
über 925 Tsd. t auf Grünabfälle (Schaubild 2). 

Der größte Teil der Bioabfälle (rund 255 Tsd. t) 
wurde in Bioabfallkompostierungsanlagen mit 
Standort Baden-Württemberg eingebracht. In 
Vergärungs- bzw. Biogasanlagen gelangten 
gut 146 Tsd. t der Bioabfälle. Der Anteil der in 
Biogasanlagen genutzten Abfälle konnte in 
den vergangenen Jahren deutlich gesteigert 
werden (Schaubild 3). Innerhalb der letzten 
10 Jahre hat sich die Menge mehr als ver-
dreifacht (2001: rund 45 Tsd. t). Eine kleine 
Restmenge (rund 3 500 t) gelangte in Grün-
abfallkompostierungsanlagen. Ein Teil (rund 
42 Tsd. t) der im Land insgesamt knapp 
447 Tsd. t getrennt erfassten Bioabfälle aus 
Haushalten wurde 2011 für Zwecke der Ver-
wertung in Anlagen außerhalb des Landes 
verbracht. In diesen Fällen kann keine Aussage 
darüber getroffen werden, in welcher Art von 
Anlage die Abfallbehandlung erfolgte.

Von den rund 925 Tsd. t getrennt erfassten 
Grün abfällen im Land wurden knapp 223 Tsd. t 
der energetischen Verwertung zugeführt. 
Diese Teilmenge wird bei einer späteren Be-
trachtung der für die Energiegewinnung 
thermi sch genutzten Abfälle berücksichtigt. 
Die verbleiben den rund 703 Tsd. t wurden 
nahe zu vollständig in offenen Grünabfallkom-
postierungsanlagen oder Häckselplätzen ver-
wertet. 

Aufkommen an Bio- und Grünabfällen in Baden-Württemberg seit 1990S2
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5 Im Bundesdurchschnitt 
ist derzeit von einem 
Emissionsfaktor in der 
Größenordnung von 
zusammen 79 Kilo-
gramm je Tonne (kg/t) 
Bioabfall bzw. 72 kg/t 
Grünabfall auszugehen.

6 Dabei können bei An-
nahme der in dieser 
bundesweiten Unter-
suchung zugrunde 
geleg ten Entsorgungs-
strukturen THG-Ein-
sparungen von 73 kg 
CO2-Äquivalenten je 
Tonne Bioabfall und 
58 kg CO2-Äquivalenten 
je Tonne Grünabfall er-
reicht werden.

Emissionsbilanz verwerteter Bio- und 

Grünabfälle

Bei der Verwertung von Bio- und Grünabfällen 
kommt es je nach angewandtem Verfahren in 
unterschiedlichem Ausmaß zur Entstehung 
von THG-Emissionen. Bei der Bio- und Grün-
abfallbehandlung emittieren Treibhausgase in 
Form von Methan (CH4) und/oder Lachgas 
(N2O). Die verursachten Emissionen streuen je 
nach Anlagenart in beträchtlichem Ausmaß, 
ab hängig davon, ob es sich um eine offene 
oder geschlossene Kompostierung oder um 
Ver gärungs-/Biogasanlagen handelt. 
Demgegen über steht eine Vermeidung von 
THG-Emis sionen. Durch die in Biogasanlagen 
erzeugten Strom- und Wärmemengen sowie 
durch die Substitution von Düngemitteln und 
Torf bzw. Substraten mit dem gewonnenen 
Kompost (den Gärrückständen) werden THG-
Emissio nen, insbesondere CO2, indirekt ver-
mieden. 

Aus den durchschnittlichen Vermeidungseffek-
ten für Bio- und Grünabfälle, wie sie in der be-
reits oben erwähnten Studie über Klimaschutz-
potenziale der Abfallwirtschaft festgestellt 
wurden, errechnen sich für die im Jahr 2011 
behandelten Bioabfälle daraus entstandene 
THG-Emissionen in Höhe von knapp 83 Tsd. t 
CO2-Äquivalenten.5 Bei der Berechnung wur-
den ausschließlich Bio- und Grünabfälle be-
rücksichtigt, die in Baden-Württemberg ange-
fallen und auch hier verwertet worden sind. 
Bei einer Betrachtungsweise einschließlich der 
aus anderen Bundesländern stammenden Bio- 

und Grünabfälle liegt der Emissionswert höher. 
Demgegenüber stehen die durch bio logische 
Verwertung vermiedenen Treibhausgase in 
Höhe von rund 70 Tsd. t CO2-Äquivalenten.6 
Das Bilanzergebnis der durch biologische Ver-
wertung verursachten und vermiedenen THG-
Emissionen weist demnach aktuell noch eine 
Nettobelastung auf. 

Die kombinierte energetisch-stoffl iche Nutzung 
biogener Abfälle in Kompostierungsan lagen 
mit Vergärungsstufe wird aus Klima schutz-
aspekten als besonders effi zient bewertet. 
Diese sogenannte Kaskadennutzung bietet die 
Möglichkeit einer weitaus effi zienteren Nut-
zung von Energiepotenzialen. Durch den künf-
tig weiter zunehmenden Anteil der in Biogas-
an lagen ver werteten Bio- und Grünabfälle 
könnte eine CO2-Gutschrift verbucht werden. 
Durch die damit verbundene Substitution 
fossi ler Brennstoffe würde sich das Bilanzver-
hältnis in eine positive Richtung verschieben. 
Für die Zukunft ließe sich die Reduktion von 
Emissio nen noch besser durch die Förderung 
der Stoff strom trennung realisieren, bei der 
auch Grünabfälle verstärkt zur Energiegewin-
nung herangezogen werden. 

Verbrennung von Siedlungsabfällen stellt 

Energie bereit und trägt zum Klimaschutz 

bei

Siedlungsabfälle setzen sich weitestgehend 
aus den Haushaltsabfällen und hausmüllähn-
lichen Gewerbeabfällen zusammen. Im Jahr 

Verbleib der angefallenen Bioabfälle in Baden-Württemberg seit 1996S3

Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 1 035 12

Tsd. t
500

Sonstige Behandlungs-
anlagen, Anlagen außerhalb
Baden-Württembergs

Vergärungs-/Biogasanlagen

Grünabfallkompostierung

Bioabfallkompostierung

0

100

200

300

400

1996 2001 2006 2011



9

Statistisches Monatsheft Baden-Württemberg 2/2013 Titelthema

7 Für die CO2-Gutschrift 
des in baden-württem-
bergischen MVA erzeug-
ten Stroms wird ein 
durch das Fraunhofer 
Institut ermittelter bun-
desdurchschnittlicher 
CO2-Faktor angesetzt, 
für die Fernwärmeerzeu-
gung ein entsprechend 
für Baden-Württemberg 
ermittelter CO2-Faktor. 
Danach errechnet sich 
ein CO2-Vermeidungs-
faktor von 227,8 t bzw. 
80,2 t CO2 je TJ Strom 
bzw. Fernwärme.

8 Vorläufige Werte.

2011 ent standen in Hausmüllverbrennungsan-
lagen durch die thermische Behandlung des 
fossilen Teils der Siedlungsabfälle sowie an-
derer biogener Abfälle CO2-Emissionen in 
Höhe von 468 Tsd. t. Gleichzeitig wurden 
durch die Strom- und Fernwärmeerzeugung 
aber auch Emissionen indirekt vermieden, und 
zwar in der Höhe, wie sie bei der Erzeugung 
der gleichen Menge an Strom bzw. Fernwär-
me in fossilen Heizkraftwerken entstanden 
wäre.7 Im Jahr 20118 wurden im Land knapp 
1 300 Tera joule (TJ) Strom und nahezu 7 400 TJ 
Fernwärme in MVA gewonnen. Daraus errech-
net sich ein Klimaschutzeffekt in Höhe von ins-
gesamt fast 877 Tsd. t CO2. Aus der vermie-
denen Menge an CO2-Emissionen (877 Tsd. t) 

abzüglich der aus den fossilen Bestandteilen 
der Siedlungsabfälle und anderen biogenen 
Abfällen entstandenen Tonnen CO2 (468 Tsd. t) 
errechnet sich für die thermische Behandlung 
in MVA im Land eine per Saldo positive CO2-
Bilanz in Höhe von 409 Tsd. t CO2 (Schaubild 4). 

Von den knapp 5,9 Mill. t an Siedlungsabfäl-
len, die 2011 im Land zur Entsorgung anfi elen, 
gelangten rund 1,7 Mill. t (rund 28 %) in MVA 
und wurden unter Nutzung der entstehenden 
Abwärme thermisch behandelt. Seit dem Er-
lass des Ablagerungsverbots unbehandelter 
Siedlungsabfällen ab dem Jahr 2005 ist die in 
MVA eingebrachte Menge um über 60 % an-
gestiegen (2004: rund 1 Mill. t). 

Vermeidung von CO2-Emissionen durch energetische Nutzung von Abfällen*)
in Baden-Württemberg seit 2004S4
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Methanemissionen aus Deponien in Baden-Württemberg seit 1990S5
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9 Vorläufige Werte.

10 Vorläufige Werte.

11 Vorläufige Werte.

CO
2
-Reduktion durch energetische 

Verwertung biogener Abfälle

Die in Baden-Württemberg zur energetischen 
Verwertung in Biomassekraftwerken und an-
deren Feuerungsanlagen (einschließlich Klär-
schlammverbrennungsanlagen) eingebrachte 
Menge an biogenen Abfällen lag 2011 bei über 
1,7 Mill. t und konnte in den letzten Jahren 
deutlich gesteigert werden (2004: rund 
600 Tsd. t). Die Nutzung der dabei frei werden-
den Energie in Form von Strom und Wärme 
trägt in beträchtlichem Umfang zur Reduktion 
von CO2-Emissionen im Land bei. Durch Subs-
titution fossiler Brennstoffe konnten 20119 
hierbei indirekt rund 1,4 Mill. t an CO2-Emissi-
onen vermieden werden. Gegenüber dem Vor-
jahr bedeutet dies eine Steigerung der Einspa-
rung um über 180 Tsd. t CO2, seit 2004 hat sich 
der Einspareffekt sogar beinahe verdreifacht. 

Insgesamt errechnet sich aus der Verbren-
nung sowie der energetischen Verwertung 
von Sied lungs- und anderen biogenen Abfäl-
len für das Jahr 2011 eine Emissionseinspa-
rung in Höhe von über 1,8 Mill. t CO2. Diese 
konnte im Vergleich zum Vorjahr um mehr als 
140 Tsd. t gestei gert werden, gegenüber 2004 
(knapp 870 Tsd. t) hat sich die Einsparung 
sogar mehr als verdoppelt.

In der Deponie steckt Energie

Die verstärkte Verwertung von Siedlungsab-
fällen, insbesondere die Steigerung der ener-
getischen Nutzung biogener Abfälle, steht in 
engem Zusammenhang mit dem Verbot der 
Deponierung unbehandelter Siedlungsabfälle 

seit dem 1. Juni 2005. Dies war ein wichtiger 
Schritt zur Vermeidung deponiebedingter 
Methan emissionen (CH4). Seither entsteht in 
Baden-Württemberg praktisch kein neues Gas-
bildungspotenzial in Deponien, sodass die 
jährlichen Methanemissionen aus Deponien 
kontinuierlich weiter zurückgehen. Im Jahr 
201110 sanken die durch Deponiegas in die At-
mosphäre abgegebenen Methanemissionen 
auf unter 35 Tsd. t. Das war nur noch rund ein 
Sechstel der im Referenzjahr 1990 entstan-
denen Emissionsfracht. Weil Methan das 21-
fache THG-Potenzial von CO2 aufweist, lagen 
die im Jahr 201111 emittierten Treibhausgase 
aus Deponien bei rund 700 Tsd. t CO2-Äquiva-
lenten (Schaubild 5). Das sind weniger als 1 % 
der im gleichen Zeitraum insgesamt produ-
zierten Treibhausgase im Land (Vergleichs-
jahr: 2010). Diese Minderung der Methan-
emissionen entspricht einer Reduzierung der 
THG-Emissionen um über 4 Mill. t CO2-Äquiva-
lente. 2010 konnte gegenüber dem Referenz-
jahr 1990 ein Rückgang der insgesamt verur-
sachten THG-Emis sionen im Land um rund 
12,9 Mill. t CO2-Äquivalente erreicht werden. 
Nahezu 32 % davon sind demnach auf die Ab-
nahme der Methan emissionen aus Deponien 
zurückzuführen.

Auf diesem Weg leistet die Abfallwirtschaft in 
Baden-Württemberg einen direkten Klima-
schutzbeitrag. Durch die energetische Nutzung 
des Deponiegases werden weitere THG-Emis-
sionen indirekt vermieden. Betreiber aktiver 
bzw. in den letzten Jahren stillgelegter ehe-
maliger Hausmülldeponien sind verpfl ichtet, 
das Deponiegas bereits in der Betriebsphase 
zu erfassen, um Emissionen zu vermeiden. Zur 
Reduzierung des Emissionspotenzials werden 
Gaserfassungssysteme eingesetzt. In Baden-
Württemberg konnten dadurch im Jahr 2010 
Deponiegasmengen von insgesamt 54 Mill. m3 
gewonnen werden, die in großen Teilen zu 
Strom und/oder Wärme umgewandelt wur-
den. Die erzeugten Strom- und Wärmemen-
gen substituieren fossile Brennstoffe und för-
dern damit den Klimaschutz. Der aus der 
Nutzung von Deponiegas im Land erzielte Ver-
meidungseffekt betrug knapp 72 Tsd. t CO2.

Zusammenfassung

Die hier dargestellten Ergebnisse belegen 
einen zunehmend bedeutsamen Beitrag der 
baden-württembergischen Abfallwirtschaft zur 
Energie wende sowie zum Klimaschutz. Die im 
Jahr 2011 erbrachte Einsparung an THG-Emis-
sionen durch entsprechende Entsorgungstech-
niken von Siedlungs- als auch von Biomasse-
abfällen aus Produktion und Gewerbe lag in 

T
Bilanzierung der indirekt vermiedenen THG-Emissionen
durch abfallwirtschaftliche Maßnahmen 
in Baden-Württemberg 2011

Verwertungs-/Behandlungsverfahren

Entstehende 
THG-

Emissionen

Vermiedene
THG-

Emissionen
Saldo

Tsd. t CO2-Äquivalente

Biologische Behandlung von 
Bio- und Grünabfällen 82,6 70,3 – 12,3

Deponiegasnutzung – 71,61) 71,61)

Verbrennung biogener Abfälle – 1 440,4 1 440,4

Verbrennung von Siedlungsabfällen 468,2 877,0 408,8

Stoffliche Verwertung von 
Siedlungsabfällen X 1 006,32) 1 006,3

Insgesamt 550,8 3 465,6 2 914,8

1) 2010. – 2) Nettogröße, jedoch ohne Berücksichtigung der Emissionen durch Sammlung 
und Transport sowie Sortierung.
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Baden-Württemberg per Saldo bei rund 
2,9 Mill. t CO2-Äquivalenten (Tabelle). Dabei 
handelt es sich eher um eine konservative 
Berechnung. 

Die thermische Behandlung von Siedlungsab-
fällen in MVA liefert dabei zusammen mit der 
energetischen Verwertung von Biomasseab-
fällen in Feuerungsanlagen den absolut be-
trachtet größten Klimaschutzbeitrag (1,8 Mill. t 
CO2). Aber auch die stoffl iche Verwertung der 
im Land getrennt erfassten Siedlungsabfälle 
wie Papier (PPK), Glas, Metalle oder gemischte 
Verpackungen (LVP) trägt mit einer Minderung 
von 1 Mill. t CO2-Äquivalenten beträchtlich 
zum Klimaschutz bei. Die biologische Verwer-
tung getrennt erfasster Bio- und Grünabfälle 
ist aktu ell per Saldo noch mit einer geringen 
Emissionslast von rund 12 Tsd. t CO2-Äquiva-
lenten belastet. 

Künftig werden weitere Anstrengungen nötig 
sein, um Siedlungsabfälle verstärkt als Ener-
giequelle zu nutzen und damit einhergehend 
THG-Emissionen sowohl direkt als auch indi-

rekt verstärkt zu redu zieren. Als gezielte Maß-
nahme hinsichtlich weiterer THG-Einspa-
rungen steht auch die Einführung der 
gemischten Wertstofftonne zu Zwecken der 
Steigerung separat erfasster Wertstoffmengen 
aus Haushalten zur Diskussion. Vor dem Hin-
tergrund der Energiewende sieht die baden-
württembergische Landes regierung außerdem 
vor, den Ausbau der Bioabfallvergärung vor-
anzutreiben. Um die in Bio gasanlagen behan-
delten Abfallmengen zu erhöhen, sollen Bio-
abfälle ab 2015 in allen 44 Stadt- und 
Landkreisen Baden-Württembergs fl ächen-
deckend getrennt gesammelt werden. Künftig 
wäre so mit einer wachsenden Bioabfallmen-
ge zu rechnen, die stärker als bisher energe-
tisch genutzt wird, bevor die Gärreste stoffl ich 
verwertet werden. 

Weitere Auskünfte erteilt
Katrin König, Telefon 0711/641-26 32,
Katrin.Koenig@stala.bwl.de

kurz notiert ...

Schulen in Baden-Württemberg 

– Schuljahr 2011/12

Folgende Schulverzeichnisse für das Schuljahr 
2011/12 können Sie kaufen.

 Schulen in Baden-Württemberg 
(Gesamtverzeichnis)

 Grund- und Hauptschulen in Baden-Würt-
temberg

 Realschulen in Baden-Württemberg
 Gymnasien in Baden-Württemberg
 Berufl iche Schulen in Baden-Württemberg
 Internate in Baden-Württemberg
 Sonderschulen in Baden-Württemberg
 Der zweite Bildungsweg in Baden-Württem-
berg

 Ganztagesschulen in Baden-Württemberg

Formate: Offi ce 2003, HTML, PDF

Jede CD-ROM1 mit:
 Adressverzeichnis
 Schulspezifi schen Zusatzinformationen
 Übersicht der Bildungswege
 Anschriften der unteren und oberen Schul-
aufsichtsbehörden

 Öffentliche und private Träger
 Serienbrieferstellung möglich

Die Schulverzeichnisse sind auch als E-Mail-

Produkt erhältlich.

Bestellung:

Statistisches Landesamt 
Baden-Württemberg
Böblinger Str. 68
70199 Stuttgart
Telefon: 0711/641-28 66
Fax: 0711/641-13 40 62
vertrieb@stala.bwl.de
www.statistik-bw.de

Schulen 
in Baden-Württemberg 

  Adressenverzeichnis, Schuljahr 2011/2012

07

10
2013

99,00 Euro2

Artikel-Nr.: D1130 12001

1 Hinweis: Die jeweilige CD-
ROM enthält keine E-Mail-
Adressen der Schulen.

2 Zuzüglich Versandkosten.

35,00 Euro2

Artikel-Nr.: D1130 12003
35 00 Euro2

Realschulen  

in Baden-Württemberg
  Adressverzeichnis, Schuljahr 2011/2012

2013

Berufliche Schulen  

in Baden-Württemberg
  Adressverzeichnis, Schuljahr 2011/2012

2013

49,00 Euro2

Artikel-Nr. D1130 12005

Internate  

in Baden-Württemberg
  Adressverzeichnis, Schuljahr 2011/2012

2013

20,00 Euro2

Artikel-Nr.:
D1130 12006

22
A
D

Der zweite Bildungsweg  

in Baden-Württemberg
  Adressverzeichnis, Schuljahr 2011/2012

2013

20,00 Euro2

Artikel-Nr. D1130 12008

35,00 Euro2

Artikel-Nr. D1130 12007
35 00 Euro2

Sonderschulen  

in Baden-Württemberg
  Adressverzeichnis, Schuljahr 2011/2012

2013

Grund-, Werkreal- und Hauptschulen  

in Baden-Württemberg
  Adressverzeichnis, Schuljahr 2011/2012

2013

35,00 Euro2

Artikel-Nr.: D1130 12004
011/2012

Ganztagesschulen  

in Baden-Württemberg
  Adressverzeichnis, Schuljahr 2011/2012

2013

35,00 Euro2

Artikel-Nr. D1130 12009

35 00 Euro2

Gymnasien  

in Baden-Württemberg
  Adressverzeichnis, Schuljahr 2011/2012

2013


